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Vorsohläge der Bundesregierung zur energischen BeJf.fun_:eJung d,~B Preiswuchers, 

~' 
mu \/,J , 

A n f r a'g e b e a n t w 0 ~~~ 

Die Äbg~B ~ h mund Genoseenhaben in der Nationalrateeitzung , 
, 

vom 7.Dezember 1949 an ,die Bundesregierung eine Anfrage, betreffend 

SQfortmasanahmen zur entschiedenen Bekämpfung des Preiswuchers, gerichtet. 

Sie fragten den Bundeskanzler, cb er namens der Bundesregierung bereit 

sei, 4atar Sorge zu tragen, dass die in der Regierungserklärung zuges~gten 

Gesetzesvorlagen, gegen die wirtschaftliohe Ausbeutung ehestens dem NatiQn~·­

rat zur Beratung und J3esohlusstassung zugehen. 

In :Beantwortung dieser Änfrage erklärt Bundoskanzler Ing.Dr.F i g 1: 

13ezugnehmend auf die an mioh gerichtete Anfrage beehre ich mioh, im 

folgenden Maesnahmen legislativer und administrativer wie auchaktuellor 

Art mitzuteilen, die elie Regierung ergriffen hat, um zu versuchen, dl)l'J Frcls­

exzessen asozialer Elemente das Handwerk zu legen. 

1.) Zwecks vorläufige~ Verlängerung des bestehendon und 'am 31.Dezember 1949 

ablautenden Preisregelungsgesetzes 1949 wurde ein Pro1ongationsgesetz­

'entwurf naoh 13eechlussfaasung im Ministerrat den gesetzgebenden Irerper­

sohaften vorgelegt. Dieser Gesetzentwurf, der die VerlängerUng des 
- , 

- Pietsregelungegesetzes 1949 bis 30'.Juni: 1950 vorsieht, wurde von den 

geaetzgeben~en rörpersohaften bereits verabsohiedet. 

2.1 Vom Bundesministerium für Inneres wurde der Entwurf einer 

Preisregelul,lgUisetz-Novelle1942 aUfigearbeitet lJ der am 20.Dezember 1949 
denlU.n1aterrat bE'Jreits besohäftigt hat. Der Ministerrat hat in seiner 

SitZlung die Einsetzung eines K~rdinati!'jnsaussohusse8, bestehend eus den 

Bunde,aministern Relmer, Dipl,> Ing.Waldbrunner, Dr.Kolb undlCraus, der die 

nooh offenen Fragen unter allfälliger Zuziehung der IClubobmänner Q.CJr 

BElgia:rungsparteien und von Faohexperten zu bereinigen hat, beschloa~~~, 

! wobei der übereinstimmenden 'Auffassung dieses' Aussohusses die so forti~e 

Wirkßamkeit ,einl3s Ministerratsb'eechlussea zukommt. ~er Gesetzentwurf 

sieht vor, dass lebenswichtige Saohgüter, die jetzt nicht mehr der Preis­

regelu.ng unt'erworfen sind, erneut in die Preisregel'~ng einbezogen ~lerden" 

Mit dem Inkrafttreten dieser ~ovelle soll das Preieregelungsgeset'B 1949 

in der derzeitigen FasBung seine Wirksamkeit verlieren. 
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30) Das Bundesminist,erium für Inneres ist, weiters am 60Dezember 1949, an das 

Bundt3sministerium für Justiz mit dem Ersuohen herangetreten, gelegentl~c ":;,~ 

der Verlängerung der Geltungsdauer des am ;l.März 1950 ablaufenden 

Bedarfsdeokungs~~rafgeset,~ dieses auoh dahin zu novellieren, dass die 

früheren §§ 7 und 7a wieder in das Gesetz aufgenommen werden. Dies ist 

notwendig, weil eine wirksame~Bekämpfung von Preisexzeseen bei jenen 

Waren, die nioht mehr der Preisregelung unterliegen, ohne die, vo.rerwähnten . 
Gesetzesbestimmungen unmöglich ist. Das Bundesministerium für Inneres hat 

beim Bundesministerium für Justiz auch ange~egt, dass in dem Entwurf zu 
"-

einer NCivelle des Bedarfsdeokungsstrafgesetzes neuerlioh Bestimmungen auf-

genommen werden, welche die Geschäftssperre (Betriebssperre) bei sohweren 

Preisexzessen ermögliohen (früher § l3a) •. 

40} Hinsiohtlich eines !artellv~rbotsgesetzes hat der Ministerrat am 13.Deze~­

. ber 1949 beschlossen, den ;Bundesminister für Handel und WiederaufbaU. zu 
1 . '. 

beauftragen, ehestens im EinVernehmen mit dem Bundesminister tür Justiz 

die Fertigstellung des Kartellverbotsgesetzentwurfes und die Vorlage a.n den 

Ministerrat durchzuführen, wobei das Einvernehmen mit den Kammern bezüg,. 

lieh d~r noch notwendigen Ergänzungellin einer Sitzung hergestellt wird, 

5.) Das Bundesministerium für Inneres hat in einem an das ~undesministerium 

für Justiz vom 15.Juni 1949 gerichteten Sohreiben das Ersuohen gestellt, 

den Entwurf eines Bundesgesetzes v:)rzuberei ten," naoh dem wirtsohaftshemmen­

de und die Interessen der Konsumenten ernstlich bedrohende Handlungen ( 

einer Strafsanktion unterworfen werder,(.·: (Wirteohaftsstrafrecht). hiebe! 
c-

kl:Snnten - naoh Ansicht des Bundesminiateriums für Inneres ... einzelne 

K:~timmungen des naoh dem ersten Weltkrieg er~aseenen Preistreiberei ... 

gesetzes, (B.G,Bl.Nro253/1921) als Richtaohnurdi~nen. 

60) Das :8undesniinist erium für Inneres hat mit ErlGsQ vom 11.November 1949, 

Z"'~al36.361-l1/49, die lmter der Landesregierungen erneut a:ngewiesen, st:.:c'> 
, 

liehe Preisüberwachungsstellen auf die Notwendigkeit einer vereohä,~;-J~.l]; 
I ' : 

.F.!..eisüberwachung im Rahmen der derzeit bestehenden gesetlliohen M5glieh-

keiten und strengen Bestrafung bei Preisexzeeeen a..uf'merkaam zu maohent 
, . 

Bei dieser Gelegenheit wurden auch Aufklärungen gegeben, inwieweit auf 

Grund der derzeitigen Gesetzesbestimmungen gege~ Kartelle oder kartelll'!r,,, 

tige Verbindungen und .Absprachen mit Strafanzeigen an die Staateanwalt-

90haft~n vorgegangen werden kann. 

Tc) Die Bundespolizeidirektion wurde am 6"Dezember 1949 naohdrücklich~t ange­

wiesen, bei Preieexzessen mit st.;'~.Eß.sten Verwaltungsstrafenvorzuo4;ogehen. 
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" s.) Das·Bundesministerium für Inneres hat in einigtll1 Zeitungsverlautbarungen 
) 

d~e Konsumentenaohaft zur l.Utarbei·i; bei dcr Fcsts-tel.lnng vonPreisex~ 

tessen aufgefordert und ersucht I· wahrgen(';,mme:rlG P::-eisübersohrei tungen . 

unter Angabe des Namens und der Adresse des b~tJ:'effenden Geschäftes, der 

Warenart , .des bogehrten Preises und d~s Datums der Deqbachtung den Preie­

iiberwachungsstellen, bzwo den Wachziml'1ern zur Weiterleitung an die Preis·· 

überwaohungsatellen bekanntzugeben., 

9.) 'ttber den Umfang der Preisüberwachung in der letzten Zeit sollen allein 

felgende 'Zahlon der P:-eisiib erwachungsst elle dar J3unduapolizeiq.irektioJ'1 

Wien Aufschluss: geben" 

Uberprüft wurden im Novernber.1949 1339, in der Zeit vom l.bis 24.Deze:n .... 

bel' 1949· 717 Geschäfte. Hiebei wurden 108, b2lW" 133 PreisverstöSBt) fflst·,~ 

gestellt und die entepreohendsn J~nz~igen.?::::,~tatt et y 

Seitens der Konsument\:l:lsehaft von Wien Vlu;cd.e'1 im NOVember, 1949 

631, in der Zeit vom 1. b:i.9 24·,.Dezomber 1949 8,23 Preisvarsttisse angezoigt. 

Von der Preieüberwaohungest.elle de~ BU:ldespolizeidirektion Wien wurdon im 

November 1949 379, in der Zeit vom 1 0 bis 24 Q Dozembol" 282 Fälle v~n Prois ... · 

verst6ssen abge.straft t' 18 Preisverstösso -vvu.rdell. den ~ericht en zur .i~.:r).Z1'j-:..,-! 

gebraoht. 

10.) Soweit tier Wirkungskreis des Bundeernl.nl.s t ,,,riums für Justiz berührt wird, 

bieten -aGl:-"!.,>f, der .Aufhebung der :3estimmungen der §§ 7 und 78 BDStG. über 

Pre1süberschrei tung.m und ~ndl;lreUmtriebe durch Artikel I, Z.5, dca 

Bundesgesetzes vc~30QJuni ·1949, B "G,.BJ.,.nr o 167, wcmi t das Bedarfsdeokungs"· 

strafgesetz 1947, 13.G.BloNr.146/1947'~ neuerlich abgeändert wurde, nur 
I 

mehr folgende Bestimmungen des BDStGe eine: Handhabe zur strafgeriohtlich.en 

Verfolgung 'wegen PreisWIlohers$ 

Nach § 8. Abs.(l), lit"a, BDStG" sind IIJ.a;Jhenr'chnftan, d.:1.e gGs:Lgnet sind, / 

Preise zu steigern oder j.hr Sinken zu verhind.ern, als Vergehen ZU bestra­

fen. Ist aber durch eie eine er~iche Preissteigerung hervorgkrufen wor­

den, sobegriinden sie nach § 9 BDStG. eÜl Ve:t'b~echen~ Unter Machensohaf'- .. 

ten sind aber lediglich selche Umtriebe zu verstehen, durch welohe di0 

Preisbildung zum Nachteil der Verbrau.cher mae1l3geblich beeinflasst wer<len 

kann. Wurden die Pre.ise' lediglich in Einzelfällen erhöhrt, ohne dass dar 

Absohluss oder die Absprache einer kartellartigen "Verbindung eIder die Teil ... 
/ . 

nahme deran cder andere Machenschaften, zeB., das Zuri.tokhal ten vnn Wn.ren 

in einem die Marktlage beeinflussenden ,t.nSlilasse naohgewiesen wercL,:l: kann p 

se ist der Tatbestand des Vergehens naoh § 6~ J1bs..,(1), lit.a t BDStG .. edel' 
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des Verbreohens nach § 9, dieses Gesetzes nioht erfüllt. 

Derartige in Einzelfällen erfolgtePreisverstöße können nach del' 

Gegenwärtigen Rechtslage nur moo.::t' nach § 5 des l'reisregelungsg~Betzes 1949 

VOIa 30.Juni 1949, BGB1.Nr.166, v~n den Verwsl tungsbehörden mi t Geldstr~.'.:t'en 

bis zu 50.000 St im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe mit Lrrüst 

bis Zu , Monaten bestraft werden. Neben der lJ'eldstrate kann. auoh eint;! lrei­

beitsatrsfe bis zu drei. Mon~ten verhängt werden. Wenn der Täter mit Vorsatz 

gehandelt'hat oder wiederholt straffällig geworden ist" 

11.) Kartellartige Verbindungen und andere ;Maohenschaften habon schon sm 

19.Juni 1946 dae Bund~6ministerium für Justizv~rnnlaßt, den Erl·sß 

Zl. 12.032/48 an die ,!nk1ageb\'l:Srden herauszugeben und den Geriohton zur 

Kenntnis z,u bringen. Das Bundesmini sterium für Justiz hat in diesem Erlaß 

den staatsanwa1tBohaft1iohen Behörden zur Pflioht gemaoht, im Einvernehmen 

1lli t den Clr'nichen Wirtschaftsst ellen und BundesI'oliz(i)idirektionen vorzu-

gehen unddfese Behörden aufzufordern, alle Anasichen für unlauter.e kartell­

artige Preismanipulationen unverzüglioh anzuzeig~n. Die Staatsanwalt8chaft~n 

wurden auch angewiesen, Straf-saohen wEigenVergehens nach § 8 •. Abs .. (1), lit,a, 

BDSt~. oder'wegen Verbree'hens nach § 9 Bl>StG. mit größtc:r Beschleunigung 

zu bohandeln und stets dio Frage zu prüfen, ob nicht Verdunklungs- oder Wie­

derholungsgefahr vorliege, und zutreffendenfalls !nträge auf Verhängune der 

Untorsuchungshaft zu ,stellon und für die strengste Bestrafung der Schuldigen 

einzutreten. Im Hinblick auf die im § 15 BDstG. vorg'-'lsehene Mögliohke:~ t; 1 das 
Strafurteil auf Kosten des Verurteilten zuveröffentliohen, wurden die stauts­

anwaltschaften ferner beauftragt, darauf abzielende Anträge zustel161u 

Die PreiserllClhungen der jüngsten Zeit haben das Bundesministeriu.iJl lür 

Justiz veranlaßt, mit Erlaß,vom 11.November 1949, Zl, 12.926/49, den seiner ... 

zeitigen Erla~ Zl. 12.032/48 in Erinnerung zu bringen und die Staatsanwalt­

schaften unter erneutem Hinweis auf die besondere· Dringliohks1t der ztref" 

fenden Maßnahmen zu beauftragen, in Fä1ien größeren Umfanges über die ge-
• 

troffenen Maßnahmen und gestellten Anträg~ dem Bundesministerium für Justiz 

sofort Bericht zu erstatten~ 

Zum geeignet en Zeitpunkt wird auch die öffsIlt liohkei t informiert werden. 
\ . 

12.) Der Nationalrat hatte bereits anläB1ich der Verabschiedung der II.~DStG.~ 

Novelle VOIll' 8.Juni 1948, BG1H.Nr.148, in einer Resolution die Sch affung eines 

Wirtschaftestrafrechtes gefordert, in dem auch die gegen die gemeinsoLädlichen 

Auswüohse in der 'lYirtschaft geriohteten Bestimmungen der §§ e Bie 10 und 
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strativer Entziehung von Gewerbeberf.lchtigung-engemä13 § 139, .Abs.(2), lit.a 
der 

und b ,/ Gewerbeordnung besonders aufmerksam zu lllachQl'h 
'-> . 

15.) Im Rahmon des Sonderprogrammes zur Steuerung dfir Rretsexzesse wurden bis 

Ende November f94;; durch die ..Außenhandelskommission folgende Importe lebens­

wichtiger Bedarfsartikel bewilligt & 

I. Nahrungsmittel im Wilirte V9n 368,598.7~O S. Dieser :Betrag verteilt sich 

aufl 

a) Zucker • • • • • • . . " . . ., . . . • 41 • ., . 
b) 
0) 

d) 

. 
Rßis • . .. 
Gemüse 

Rindvieh • 

.. . . .. . 
• • • • . .. . 
... • • • • • 

· .. • • • • • • • • • 
• • • • • • • • t .. .. 
• • • • .. . .. . .. .. .. 

e) Sahweine ................... ., 

f) Geflügel • • • • • • • • • • • • • • .. .. • • • 

g) Schw~inefett • ~ • " • • • • • • • • • • • • • 

h) C~' . ./ • • • ••••••• " •••••••••• 
i) SohwGine- Und Rindfleisch •••••••••• 

j) Käse • • • • • • • • • • • • • .. • 0'. • • • • 

124,822.160 S 

&4,128.584 S 
9~719.'29 S 
4,677.760 I) 

1,400.000 S 

2,490;~4 S 
88,286~610 S 

'1 t 356.667 s 
4~,26'.981 s 
6,452.t;39 s 

II. Textil,warenim Werte 'Von 47,811.588 S (Woll,oberstoffe, Baumwoll-, 

Hemddnsto!fe, Blau- und B~rufskö. per, Mat~atzengradl, Battwäsonestoff,' 
llaumwoll-Kleiderstoffe, Fu.tterstoffe ausllaUmwolle, diverse Einlss-e­

stoffe, Kunstaeidenatoffe, Seidenatoffe) c 

Von dieBen von der AusaenhandelskoIllliiaaion bewilligten Importen sind 

schätzungsweise bisher 20 ~ ausgelie'fert. 

Aus allen diesen Masenahmen1erklärt der BUD,deskanzler absohliessend. 

glaube ich, namens der Bundesregierung erschl:Sptend darauf·hingliwiesen 
, 

zu haben, dass dia Regierung keine Zeit verstreioll.en l1e8s, o)lne dass 

sie auf allen nur den:lcbaren Gebieten entsprechende gesetzliOhe, 
\ 

administrative und aktuelle Maasnehmen gegen die Preisexzesse ergriffen 

hat, 

"U~"'."'o-.-.-
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